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Kein ausreichender Hinweis auf Schwerbehinderung bei Bewerbung 
Das Arbeitsgericht Mannheim hat entschieden, dass ein abgelehnter Bewerber keinen 
Entschädigungsanspruch nach § 15 Abs. AGG gegen den Arbeitgeber hat, wenn er 
seine Schwerbehinderung nicht ausreichend kenntlich gemacht hat. 
 
Der schwerbehinderte Kläger hat sich auf ausgeschriebene Stellen des Beklagten be-
worben – beide Male ohne Erfolg. Daraufhin verlangte der Kläger Entschädigung, da 
die gesetzlichen Verfahrens- und Förderpflichten zugunsten schwerbehinderter Men-
schen beim Bewerbungsverfahren nicht eingehalten wurden. Der Kläger ist der An-
sicht, dass er den Beklagten über seine Behinderung informiert habe, indem er im 
Online-Bewerbungsportal den Abhilfebescheid in das Geld „Cover Letter“ hochgela-
den habe. 
 
Das Arbeitsgericht lehnte einen Anspruch auf Entschädigung ab. Es lag keine Diskri-
minierung des Klägers aufgrund seiner Behinderung durch den Beklagten vor.  
 
Die unterbliebene Beteiligung von Schwerbehindertenvertretung und Betriebsrat durch 
die Beklagte sowie die Missachtung sämtlicher weiterer Verfahrens- und Formvor-
schriften, die bei der Bewerbung eines schwerbehinderten Menschen zu beachten 
sind, begründen im vorliegenden Fall keine Indizwirkung. Eine solche kommt nur dann 
in Betracht, wenn dem Arbeitgeber die Schwerbehinderteneigenschaft bekannt war 
oder er sie kennen musste. 
 
Nach Ansicht des Gerichts war das Hochladen eines unvollständigen Teil-Abhilfebe-
scheides im Feld „Cover Letter“ ohne an sonstiger Stelle in Anschreiben oder Lebens-
lauf erfolgten Hinweis auf seine Schwerbehinderung nicht ausreichend, um den Be-
klagten von seiner Schwerbehinderung in Kenntnis zu setzen. Weder im Bewerbungs-
schreiben noch an gut erkennbarer Stelle im Lebenslauf hat der Kläger auf seine 
Schwerbehinderung hingewiesen. Der Beklagte habe auch nicht erkennen müssen, 
dass es sich bei dem unter „Cover Letter“ hochgeladenen Dokument um eine Anlage 
im Zusammenhang mit einer Schwerbehinderung des Klägers handelt. Darüber hinaus 
ist auch zweifelhaft, ob der unvollständigen Teil-Abhilfebescheid ausgereicht hätte, um 
über die Schwerbehinderung zu Informieren. Ein Schwerbehindertenausweis war der 
Bewerbung nicht beigefügt.  
 
ArbG Mannheim, Urteil vom 21. November 2025, 7 Ca 199/25 
 
 

Lohnerhöhung darf nicht vom Abschluss eines neuen Arbeitsvertrages 
abhängig gemacht werden 
Die unterschiedliche Behandlung vergleichbarer Arbeitnehmer ist unter Beachtung des 
arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatzes gerechtfertigt, wenn sie einem legi-
timen Zweck dient und zur Erreichung dieses Zwecks erforderlich und angemessen 
ist.  
 
Die Arbeitgeberin bot im Februar 2022 ihrer gesamten Belegschaft, die bislang auf der 
Basis unterschiedlicher Arbeitsvertragsmuster beschäftigt war, den Abschluss neuer, 
einheitlicher Arbeitsverträge an. Neben umfangreichen Neuregelungen sahen diese 
einen um vier Prozent höheren Grundlohn vor. Die Klägerin lehnte das Angebot ab 
und erhielt ihren bisherigen Grundlohn weiter. Diejenigen, die dem Abschluss eines 
neuen Vertrages zugestimmt haben, erhalten seit Januar 2023 einen erhöhten 
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Grundlohn. Die Arbeitnehmerin fordert unter dem Gesichtspunkt des Gleichbehand-
lungsgrundsatzes ebenfalls eine Erhöhung ihres Grundlohns.  
 
Das BAG bestätigte den Anspruch der Klägerin. Da die Beklagte die Klägerin zu Un-
recht von der Lohnerhöhung ausgenommen hat, steht der Klägerin die geltend ge-
machte Differenz zu. 
 
Der arbeitsrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz gebietet dem Arbeitgeber, seine 
Arbeitnehmer oder Gruppen von Arbeitnehmern, die sich in vergleichbarer Lage befin-
den, bei Anwendung einer selbst gesetzten Regel gleich zu behandeln. Vorliegend hat 
die Beklagte den Grundlohn aller Mitarbeiter mit einem neuen Arbeitsvertrag freiwillig 
zum 1. Januar 2023 angehoben und damit eine gestaltende Entscheidung getroffen. 
Eine rechtliche Verpflichtung zur Anpassung des Arbeitsvertrages, die eine Ungleich-
behandlung rechtfertigen könnte, bestand nicht. Auch sonst liegt kein Rechtfertigungs-
grund für die Nichtgewährung der Lohnerhöhung an die Klägerin vor. 
 
BAG, Urteil vom 26. November 2025, 5 AZR 239/24 
 
 

Kündigungsschutz auch bei Teilabschnitten einer Elternzeit 
Auch vor dem ersten oder während weiterer Teilabschnitte einer von vornherein fest-
gelegten Elternzeit greift der Kündigungsschutz nach § 18 Abs. 1 BEEG ein. 
 
Die Parteien streiten über die Wirksamkeit einer Probezeitkündigung und die Frage, 
ob der Kläger dem besonderen Kündigungsschutz des § 18 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 BEEG 
unterfällt. Was war passiert? Der Kläger wurde am 1. Juli 2024 als Techniker von der 
Beklagten eingestellt. Am 23. Juli 2024 beantragte er Elternzeit. Die Elternzeit sollte 
auf vier Abschnitte verteilt werden. Die Beklagte bewilligte die Elternzeit. Zwischen 
dem ersten und dem zweiten Abschnitt kündigte die Beklagte innerhalb der Probezeit. 
 
Das LAG Hamm hat entschieden, dass die Kündigung unwirksam ist. Der Kläger kann 
sich auf die achtwöchige Kündigungsschonfrist nach § 18 Abs. 1 BEEG berufen. Da-
nach darf ein Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis ab dem Zeitpunkt, von dem an Eltern-
zeit verlangt worden ist, nicht kündigen, wobei der Kündigungsschutz jedoch frühes-
tens acht Wochen vor Beginn einer Elternzeit beginnt. Dieser Schutz gilt auch, wenn 
der Arbeitnehmer während der Elternzeit bei demselben Arbeitgeber Teilzeit leistet. 
 
Sinn und Zweck des vorverlagerten Kündigungsschutzes ist es, den Arbeitnehmer da-
vor zu schützen, dass der Arbeitgeber ihm in Ansehung einer anstehenden Elternzeit 
eine Kündigung ausspricht. Schon dem Wortlaut nach greift der Schutz vor „einer“ El-
ternzeit. Eine Beschränkung des Schutzes auf den ersten Abschnitt einer Elternzeit 
würde damit dem Gesetzeszweck zuwiderlaufen.  
 
LAG Hamm, Urteil vom 5. November 2025, 11 SLa 394/25 
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Nicht zu gendern, rechtfertigt keine Kündigung  
Das LAG Hamburg hat festgestellt, dass zwei Abmahnungen und eine fristlose Kündi-
gung gegenüber einer Strahlenschutzbeauftragten unwirksam sind. 
 
Der Arbeitgeber sprach gegen die Klägerin zwei Abmahnungen und anschließende 
eine außerordentliche Kündigung mit Auslauffrist aus, weil die Klägerin eine von ihr 
entworfene Strahlenschutzanweisung entgegen den Aufforderungen ihrer Vorgesetz-
ten nicht vollständig genderte. 
 
Das Gericht stellte fest, dass die Klägerin nicht dazu verpflichtet gewesen ist, Anpas-
sungen in der Strahlenschutzanweisung auf Anordnung ihrer Führungskräfte vorzu-
nehmen. Eine solche Verpflichtung folgt weder aus dem Arbeitsvertrag in Verbindung 
mit der ihrem Arbeitsplatz zugrundeliegenden Stellendokumentation, noch hat ihr der 
Strahlenschutzverantwortliche des Bundeamtes diese Verpflichtung wirksam nach 
§ 70 Abs. 2 Strahlenschutzgesetz i.V.m. § 43 Strahlenschutzverordnung übertragen. 
 
Unabhängig davon stellte das Gericht klar, dass Arbeitgeber im Rahmen ihres Wei-
sungsrechts Beschäftigte grundsätzlich dazu anhalten dürfen, in dienstlichen Doku-
menten zu gendern. 
 
LAG Hamburg, Urteile vom 5. Februar 2026, 1 SLa 18/25 und 1 SLa 19/25 
 
Quelle: PM des LAG Hamburg vom 5. Februar 2026 
 
  

https://justiz.hamburg.de/gerichte/landesarbeitsgericht-hamburg/aktuelles/pressemeldungen
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VERANSTALTUNGEN 
 
 
„Early Bird-Reihe: Fit für Ihren Online-Auftritt“ (Webinar) 
 
Referentinnen: Ass. iur. Heike Cloß, Ass. iur. Kim Pleines, IHK Saarland 
 

▪ Webseite und Datenschutz: Wie geht das? 
Dienstag, 17. März 2026, 8.30 - 9.30 Uhr 
Sie betreiben eine Webseite? Dann ist eine Datenschutzerklärung Pflicht. Jeder 
Besucher der Webseite erhält so Informationen darüber, welche personenbe-
zogenen Daten von ihm beim Besuch der Webseite erhoben und wie verarbeitet 
werden. Verstöße gegen diese Pflicht können zu wettbewerbsrechtlichen Ab-
mahnung oder Sanktionen durch die Datenschutzaufsichtsbehörde führen.  
 
Anmeldungen bis 16. März 2026 unter veranstaltungen@saarland.ihk.de oder 
hier. 
 

▪ Pflichtinformationen im Onlinehandel 
Dienstag, 21. April 2026, 8.30 - 9.30 Uhr 
Onlinehändler haben jede Menge rechtlicher Pflichten, insbesondere Informati-
onspflichten, zu erfüllen. Dabei verliert man schnell den Überblick. Angefangen 
von den Abwicklungsmodalitäten wie Bezahlung, Versand usw. bis hin zu Infor-
mationen über die vertriebenen Produkte: Es gibt viele rechtliche Fallstricke, die 
es zu vermeiden gilt. 
 
Anmeldungen bis 20. April 2026 unter veranstaltungen@saarland.ihk.de oder 
hier. 
 

  

mailto:verasntaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=993A0CE45B66EB46C1E922959E0D6ADF&ACTION=ViewPageView&MODULE=Frontend&PageView.PK=15&Document.PK=19261
mailto:verasntaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=993A0CE45B66EB46C1E922959E0D6ADF&ACTION=ViewPageView&MODULE=Frontend&PageView.PK=15&Document.PK=19260
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Die in dem Newsletter Arbeitsrecht enthaltenen Angaben sind mit größtmöglicher 
Sorgfalt erstellt worden. Dennoch kann für Vollständigkeit, Richtigkeit sowie für zwi-
schenzeitliche Änderungen keine Gewähr übernommen werden.  
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